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des Innenausschusses 
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A. Bericht des Abgeordneten Haar (Stuttgart) 


I, 

Der Gesetzentwurf wurde von der Bundesregie- 
rung mit Datum vom 6. Dezember 1968 beim Deut- 
schen Bundestag eingebracht. Der Bundestag hat 
den Entwurf in seiner 204. Sitzung am 11. Dezember 
1968 ohne Aussprache dem Innenausschuß feder- 
führend und dem Haushaltsausschuß gemäß § 96 
der Geschäftsordnung überwiesen. Der Innenaus- 
schuß hat seine Beratungen in der Sitzung am 
28. Januar 1969 abgeschlossen und dabei die gut- 
achtliche Empfehlung des Ausschusses für Ange- 
legenheiten der Heimatvertriebenen und Flücht- 
linge vom 24. Januar 1969 erörtert. Er sah sich je- 
doch nicht in der Lage, die Empfehlungen zu über- 
nehmen. Der Haushaltsausschuß wird seinen Bericht 
nach § 96 der Geschäftsordnung gesondert abgeben. 

IL 

Allgemeines 

Die Notwendigkeit der Durchführung der Volks-, 
Berufs- und Arbeitsstättenzählung wurde vom Aus- 
schuß bejaht. Begrüßt wurde vor allem das aus 
Rationalisierungsgründen für bestimmte Bereiche 
eingeführte Stichproben verfahren (repräsentative 
Auswahl von 10 Vo) und die damit verbundene Ver- 
ringerung der Durchführungskosten der Statistik. 

Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu §2 

Nummer 3 

Der Innenausschuß teilt die Auffassung des Bun- 
desrates, daß bei der Volks- und Berufszählung so- 


wohl die Unterkünfte zu erfassen sind, die ständig 
bewohnt werden, als auch diejenigen, die nur stän- 
dig zur Verfügung stehen. Mit der Bundesregierung 
ist der Ausschuß jedoch der Meinung, daß nicht das 
Wort „ständig" zu streichen, sondern Nummer 3 wie 
folgt neu zu fassen ist: 

„weitere Wohnung oder ständige oder ständig 
zur Verfügung stehende Unterkunft, Haupt- oder 
Nebenwohnung ; " . 

Nummer 4 

Der Innenausschuß teilt die Auffassung des Bun- 
desrates und der Bundesregierung, daß hinter dem 
Wort „Weg" der Strichpunkt durch einen Beistrich 
zu ersetzen und folgender Halbsatz anzufügen ist: 

„bei Benutzung von Kraftwagen auch Entfer- 
nung;". 

Der Ausschuß hält die zusätzliche Angabe der 
Entfernung für eine wirksame Regionalplanung für 
erforderlidi. 

Zu § 3 

Nummer 1 

Der Innenausschuß konnte dem Vorschlag des 
Bundesrates, den ersten Halbsatz neu zu fassen, und 
zwar „Wohnsitz am 1. September 1939", nicht fol- 
gen. Mit der Bundesregierung hält der Ausschuß die 
im Gesetzentwurf vorgesehene Befragung für poli- 
tisch wichtig und notwendig. 

Halbsatz 2 ist jedoch nach Ansicht des Ausschusses 
prägnanter wie folgt zu formulieren: 

Zuzug in den Geltungsbereich dieses Gesetzes". 
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Der Ausschuß empfiehlt, in Halbsatz 3 — entspre- 
chend dem auch von der Bundesregierung gebillig- 
ten Vorschlag des Bundesrates — die Formulierung 
„Bundesvertriebenen- oder . Bimdesflüchtlingsaus- 
weise" durch die Formulierung „Ausweis für Ver- 
triebene und Flüchtlinge" zu ersetzen. 

Nummer 5 

Der Innenausschuß hat die auch von der Bundes- 
regierung geteilte Auffassung des Bundesrates ge- 
billigt, daß in § 3 nur eine Bestimmung über die Er- 
fassung von Bodenflächen notwendig ist und des- 
halb die Worte „bei Selbständigen in der Landwirt- 
schaft Größe der Bodenfläche" zu streichen sind, 

Nummer 6 

Der Innenausschuß konnte dem Vorschlag des 
Bundesrates nur teilweise folgen. Er hält es nicht 
für erforderlich, gärtnerisch genutzte Bodenflächen 
unter 0,5 ha zu erfassen; er erkennt jedoch die Not- 
wendigkeit an, landwirtschaftlich genutzte Boden- 
flächen auch unter 0,5 ha zu erfassen. Deshalb 
schlägt der Ausschuß folgende Neufassung des § 3 
Nr. 6 vor: 

„Besitz von Bodenflächen, die vom unmittelbaren 
Besitzer landwirtschaftlich oder ab 0,5 ha gärt- 
nerisch genutzt werden." 

Zu § 4 

I 

Nummer 1 

In Buchstabe c wurden entsprechend dem Vor- 
schlag des Bundesrates, dem auch die Bundesregie- 
rung beigetreten ist, zur Klarstellung hinter dem 
Wort „Gehälter" die Worte „des vorhergesehenen 
Kalenderjahres" eingefügt. 

Nummer 2 

Auf Anregung des Bundesrates empfiehlt der In- 
nenausschuß, Buchstabe b zu streichen. Entgegen der 
Ansicht der Bundesregierung ist der Ausschuß der 
Auffassung, daß der Aussage- und Erkenntniswert 
der Vertriebeneneigenschaft im Zusammenhang mit 
der Untemehmereigenschaft äußerst gering und 
ohne praktische Bedeutung ist. 

Zu §5 

Nummer 1 

Der Innenausschuß teilt die Auffassung des Bun- 
desrates, daß die Fassung des Gesetzentwurfs offen 
läßt, wer für nicht volljährige Haushaltsmitglieder 
auskunftspflichtig ist, und daß deshalb eine Ergän- 
zung des Entwurfs im Interesse der Vollständigkeit 
der Erfassung geboten ist. Mit der Bundesregierung 
ist der Ausschuß jedoch der Meinung, daß vor den 
Worten „alle volljährigen Personen" nicht die 
Worte „die Haushaltsvorstände und" einzufügen 


sind, sondern die Bestimmung wie folgt zu fassen 
ist; 

„alle volljährigen oder einen eigenen Haushalt 
führenden minderjährigen Personen auch für min- 
derjährige oder behinderte Haushaltsmitglieder, 
für , . 

Zu § 6 

Absatz 1 wurde in der auch von der Bundesre- 
gierung gebilligten Fassung der Vorschläge des 
Bundesrates angenommen. Danach sind hinter den 
Worten „vom vollendeten 18." die Worte „bis zum 
vollendeten 65." einzufügen und das Wort „an" zu 
streichen. 

Zu §7 

Der auch von der Bundesregierung übernommene 
Vorschlag des Bundesrates, in Absatz 1 das Wort 
„Körperschaften" durch die Worte „juristische Per- 
sonen" zu ersetzen, damit auch Bedienstete der ört- 
lichen Sparkassen zur Übernahme einer Zählertätig- 
keit verpflichtet werden könnten, hat der Ausschuß 
nicht zugestimmt. Die Möglichkeit, Bedienstete der 
örtlichen Sparkasse zur Übernahme einer Zähler- 
tätigkeit gesetzlich verpflichten zu können, ist nach 
Auffassung des Ausschusses nicht erwünscht. An- 
dere Kreditinstitute könnten sich dadurch benachtei- 
ligt fühlen, daß ihre Bediensteten nicht auf diese 
Weise Kontakt mit der Bevölkerung nehmen könn- 
ten. Der Ausschuß hält es demgemäß für richtig, Ab- 
satz 1 in der ursprünglichen Fassung des Regie- 
rungsentwurfs beizubehalten. 

Zu § 9 

Der Innenausschuß empfiehlt, der Finanzzuwei- 
sung an die Länder einen Pro-Kopf-Betrag von 1,30 
DM je Einwohner zugrunde zu legen. Damit folgt 
der Ausschuß weder der Regierungsvorlage, die für 
die Finanzzuweisung lediglich von einem Betrag 
von 1,10 DM je Einwohner ausgeht, noch dem Bun- 
desrat, der 1,40 DM je Einwohner vorschlägt. Der 
Ausschuß geht bei seinem Beschluß von der neue- 
sten Kostenaufstellung des Statistischen Bundesam- 
tes vom 19. Dezember 1968 aus. Danach belaufen 
sich entsprechend einer Kostenkalkulation vom No- 
vember 1967, bezogen auf den Zeitpunkt der Durch- 
führung der Statistik, die entstehenden Kosten auf 
1,30 DM je Einwohner. 

Zu § 10 

Der Innenausschuß teilt die Auffassung des Bim- 
desrates und der Bundesregierung, daß hinter dem 
Wort „gilt" die Worte „mit Ausnahme der in § 2 
Nr. 5 aufgeführten Frage nach dem Wehrdienstver- 
hältnis" einzufügen sind. 


Bonn, den 20. Januar 1969 


Haar (Stuttgart) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/3616 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 20. Januar 1969 


Der Innenausschuß 


Schmitt-Vockenhausen 

Vorsitzender 


Haar (Stuttgart) 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über eine Volks-, Berufs- und Arbeitsstättenzählung 
(Volkszählungsgesetz 1970) 

— Drucksache V/3616 — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses 
(6. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

über eine Volks-, Berufs- und Arbeitsstättenzählung 
(Volkszählungsgesetz 1970) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Nach dem Stand vom 27. Mai 1970 wird eine 
Volks- und Berufszählung sowie eine Zählung der 
nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsstätten und Unter- 
nehmen (Arbeitsstättenzählung) durchgeführt. 

(2) Gebäudevorerhebungen und Wiederholungs- 
befragungen zur Prüfung der Zuverlässigkeit der 
Ergebnisse sind zulässig. 

§ 2 

Die Volks- und Berufszählung erfaßt bei der ge- 
samten Bevölkerung: 

1. Namen, Anschrift, Geschlecht, Geburtsdatum, 
Religionszugehörigkeit, Staatsangehörigkeit, 
Familienstand, Stellung innerhalb des Haus- 
halts oder der Familie, Eigenschaft als Haus- 
frau; 

2. Ausbildung; 

3. weitere Wohnung oder ständige Unterkunft, 
Haupt- oder Nebenwohnung; 

4. Anschrift der Arbeits- oder Ausbildungsstätte, 
benutztes Verkehrsmittel und Zeitaufwand für 
den Weg; 

5. Quelle des überwiegenden Lebensunterhaltes, 
Beteiligung am Erwerbsleben, Geschäftszweig 
des ausgeübten Erwerbs, Stellung im Beruf, 
Wehrdienstverhältnis, landwirtschaftliche und 
nichtlandwirtschaftliche Nebentätigkeit, wö- 
chentliche Arbeitszeit. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über eine Volks-, Berufs- und Arbeitsstättenzählung 
(Volkszählungsgesetz 1970) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

unverändert 


§ 2 

Die Volks- und Berufszählung erfaßt bei der ge- 
samten Bevölkerung: 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. weitere Wohnung oder ständige oder ständig 
zur Verfügung stehende Unterkunft, Haupt- 
oder Nebenwohnung; 

4. Anschrift der Arbeits- oder Ausbildungsstätte, 
benutztes Verkehrsmittel und Zeitaufwand für 
den Weg, bei Benutzung von Kraftwagen auch 
Entfernung; 

5. unverändert 
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Entwurf 
§ 3 

Bei einer repräsentativen Auswahl von lOVo der 
deutschen Bevölkerung werden im Rahmen der 
Volks- und Berufszählung ferner ermittelt; 

1. Eigener Wohnsitz oder Wohnsitz des Vaters 
oder der Mutter am 1. September 1939; Zuzug 
aus der sowjetischen Besatzungszone oder aus 
dem SowjetsektOT von Berlin; 

Bundesvertriebenen- oder Bundesflüchtlings- 
ausweise; 

2. Jahr der Ehesdiließung, frühere Ehe, Zahl und 
Geburtsjahr aller lebend geborenen ehelichen 
Kinder; 

3. Art und Dauer der praktischen Berufsausbil- 
dung; Dauer und Hauptfachrichtung der Aus- 
bildung an Berufsfach-, Fach-, höheren Fach- 
und Hochschulen; 

4. Beruf und Art der ausgeübten Tätigkeit, Jahr 
des Ausscheidens aus einer früheren Erwerbs- 
tätigkeit; 

5. bei selbständigen Erwerbstätigen Anzahl der 
Beschäftigten sowie der Lohn- und Gehalts- 
empfänger, bei Selbständigen in der Landwirt- 
schaft Größe der Bodenfläche, bei abhängigen 
Erwerbstätigen Art einer leitenden oder auf- 
sichtsführenden Tätigkeit; Höhe des monat- 
lichen Einkommens aus Erwerbstätigkeit; 

6. Besitz von Bodenflächen unter 0,5 ha Gesamt- 
fläche, die vom unmittelbaren Besitzer gärt- 
nerisch oder landwirtschaftlich genutzt werden. 


§ 4 

Die Arbeitsstättenzählung erfaßt 

1. bei allen Arbeitsstätten und Unternehmen 

a) Name, Anschrift und Art der Niederlassung, 
Art der in ihr ausgeübten Tätigkeit oder 
Art des Aufgabenbereichs der Arbeitsstätte 
und des Unternehmens; 

b) Zahl der Beschäftigten nach Geschlecht und 
Stellung im Betrieb; Zahl der männlichen 
und weiblidien Teilbeschäftigten, Heim- 
arbeiter und ausländischen Arbeitnehmer; 

c) Summe der Löhne und Gehälter; 

2. bei Hauptniederlassungen und einzigen Nieder- 
lassungen zusätzlich zu den Angaben nach 

Nummer 1 

a) Rechtsform des Unternehmens; 

b) Eigenschaft des Inhabers des Unternehmens 
als Vertriebener oder Deutscher aus der 
sowjetischen Besatzungszone oder aus dem 
Sowjetsektor von Berlin; 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
§ 3 

Bei einer repräsentativen Auswahl von 10 ^/o der 
deutschen Bevölkerung werden im Rahmen der 
Volks- und Berufszählung ferner ermittelt: 

1. Eigener Wohnsitz oder Wohnsitz des Vaters 
oder der Mutter am 1. September 1939; Zuzug 
in den Geltungsbereich dieses Gesetzes; Aus- 
weis für Vertriebene und Flüchtlinge; 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. bei selbständigen Erwerbstätigen Anzahl der 
Besdiäftigten sowie der Lohn- und Gehalts- 
empfänger, bei abhängigen Erwerbstätigen Art 
einer leitenden oder aufsichtsführenden Tätig- 
keit; Höhe des monatlichen Einkommens aus 
Erwerbstätigkeit; 

6. Besitz von Bodenflächen, die vom unmittel- 
baren Besitzer landwirtschaftlich oder ab 0,5 
ha gärtnerisch genutzt werden. 


§ 4 

Die Arbeitsstättenzählung erfaßt 

1. bei allen Arbeitsstätten und Unternehmen 
a) unverändert 


b) unverändert 


c) Summe der Löhne und Gehälter des vor- 
hergehenden Kalenderjahres; 

2. bei Hauptniederlassungen und einzigen Nieder- 
lassungen zusätzlich zu den Angaben nach 
Nummer 1 die Rechtsform des Unternehmens; 
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Entwurf 

3. bei Hauptniederlassungen zusätzlich zu den 
Angaben nach Nummern 1 und 2 

Anzahl der Zweigniederlassungen und Art der 
in ihr ausgeübten Tätigkeit. 

§ 5 

Auskunftspflichtig sind 

1. bei der Volks- und Berufszählung; 

alle volljährigen Personen, für Personen in 
Gemeinschaftsunterkünften, Anstalten und ähn- 
lichen Einrichtungen auch die Leiter dieser Ein- 
richtungen; außerdem die Grundstückseigen- 
tümer, die Besitzer oder Verwalter von Gebäu- 
den oder deren Vertreter,- 


2. bei der Arbeitsstättenzählung: 

die Inhaber oder Leiter der Arbeitsstätten und 
Unternehmen. 

§ 6 

(1) Zur Übernahme der ehrenamtlichen Zähler- 
tätigkeit ist jeder Deutsche vom vollendeten 18. Le- 
bensjahr an verpflichtet. Befreit ist, wem eine solche 
Tätigkeit aus gesundheitlichen oder anderen wich- 
tigen Gründen nicht zugemutet werden kann. 

(2) Die Zähler sind berechtigt und verpflichtet, Ein- 
tragungen iselbst vorzunehmen, soweit dies zur Er- 
füllung des Zwecks der Zählung erforderlich ist und 
die Auskunftspflichtigen einverstanden sind. 

§ 7 

(1) Bund, Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände 
und sonstige Körperschaften des öffentlichen Rechts 
sind verpflichtet, ihre Bediensteten auf Anforderung 
der Erhebungsstellen für die Zählertätigkeit zur Ver- 
fügung zu stellen. 

(2) Lebenswichtige Tätigkeiten öffentlicher Dienste 
dürfen durch diese Verpflichtung nicht unterbrochen 
werden. 

§ 8 

(1) Die Erhebungslisten der Volks-, Berufs- und 
Arbeitsstättenzählung können mit entsprechenden 
Unterlagen der Gemeinden verglichen, die Angaben 
über Vor- und Familiennamen, Geburtsdaten und 
Anschriften können zur Berichtigung der Melde- 
register verwendet werden; das gleiche gilt hinsicht- 
lich der Anschriften der Arbeitsstätten zur Berichti- 
gung der Betriebslisten. 

(2) Einzelangaben über die nach §§ 2, 3 und 4 
erfaßten Tatsachen dürfen für Verwaltungszwecke 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

3. unverändert 


§ 5 

Auskunftspflichtig sind 

1. bei der Volks- und Berufszählung: 

alle volljährigen oder einen eigenen Haushalt 
führenden minderjährigen Personen auch für 
minderjährige oder behinderte Haushaltsmit- 
glieder, für Personen in Gemeinschaftsunter- 
künften, Anstalten und ähnlichen Einrichtun- 
gen auch die Leiter dieser Einrichtungen; 
außerdem die Grundstückseigentümer, die Be- 
sitzer oder Verwalter von Gebäuden oder 
deren Vertreter; 

2. unverändert 

§ 6 

(1) Zur Übernahme der ehrenamtlichen Zähler- 
tätigkeit ist jeder Deutsche vom vollendeten 18. bis 
zum vollendeten 65. Lebensjahr verpflichtet. Befreit 
ist, wem eine solche Tätigkeit aus gesundheitlichen 
oder anderen wichtigen Gründen nicht zugemutet 
werden kann. 

(2) unverändert 

§ 7 

unverändert 


§ 8 

unverändert 
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Entwurf 

durch die statistischen Ämter an die fachlich zustän- 
digen obersten Bundes- und LandesbehÖrden und die 
von ihnen bestimmten Stellen und Personen ohne 
Nennung des Namens des Auskunftspflichtigen 
weitergeleitet werden. Eine Weiterleitung zu steuer- 
lichen Zwecken ist ausgeschlossen. Für wissenschaft- 
liche Zwecke ist die Weiterleitung von Einzelan- 
gaben mit Ausnahme der Angaben nach § 4 Nr. 1 
Buchstabe c durch die statistischen Ämter ohne 
Nennung von Namen und Anschriften zugelassen. 

(3) Den Gemeinden und Gemeindeverbänden dür- 
fen Einzelangaben über die nach den §§ 2, 3 und 4 
mit Ausnahme von § 4 Nr. 1 Buchstabe c erfaßten 
Tatsachen für Zwecke der Regionalplanung sowie 
des Städtebaues zugänglich gemacht werden. 

(4) Einzelangaben über die nach § 4 Nr. 1 Buch- 
stabe b erfaßten Tatsachen dürfen ohne Nennung 
von Namen und Anschriften veröffentlicht werden. 

(5) Die Vorschriften der §§ 12 und 13 des Gesetzes 
über die Statistik für Bundeszwecke sind auf Perso- 
nen, die bei Stellen beschäftigt sind, denen Einzel- 
angaben zugeleitet werden, entsprechend anzuwen- 
den. 

§ 9 

Der Bund gewährt den Ländern zum Ausgleich 
der Mehrbelastungen, die ihnen und den Gemeinden 
durch dieses Gesetz auferlegt werden, eine Finanz- 
zuweisung in Höhe von 1,10 DM je Einwohner. 
Maßgebend ist die Wohnbevölkerung, die das Sta- 
tistische Bundesamt für den 27, Mai 1970 feststellt. 
Die Finanzzuweisung ist in drei gleichen Teil- 
beträgen am 1. Juli 1970, 1. Juli 1971 und 1. Juli 1972 
zu zahlen. 

§ 10 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 11 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§ 9 

Der Bund gewährt den Ländern zum Ausgleich 
der Mehrbelastungen, die ihnen und den Gemeinden 
durch dieses Gesetz auferlegt werden, eine Finanz- 
zuweisung in Höhe von 1,30 DM je Einwohner. 
Maßgebend ist die Wohnbevölkerung, die das Sta- 
tistische Bundesamt für den 27. Mai 1970 feststellt. 
Die Finanzzuweisung ist in drei gleichen Teil- 
beträgen am 1. Juli 1970, 1. Juli 1971 und 1. Juli 1972 
zu zahlen. 

§ 10 

Dieses Gesetz gilt mit Ausnahme der in § 2 Nr, 5 
auf geführten Frage nach dem Wehrdienstverhältnis 

nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 {Bundesge- 
setzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 11 

unverändert 
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